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Abschlussveranstaltung Flächenpooling vom 16.06.2026:  

Protokollierung der Fragen der Eigentümer*innen 

 

 

Einwand Eigentümer*in: Das Planungsgebiet WEN 11 stimmt nicht mit dem verabschiedeten Regionalplan 

überein – die Regionalplanung sieht einen Abstand von 300 m zum Sportplatz Letzau vor, das Planungsgebiet im 

Vertrag hält diesen Abstand aber nicht ein – das ist irreführend für die betroffenen 

Grundstückseigentümer*innen. Zudem sind die Biotope im vertraglichen Planungsgebiet nicht eingezeichnet. 

Antwort: das Planungsgebiet Weiden-Ost basiert auf dem Stand der Regionalplanung bis September 2025 und 

wurde deshalb entsprechend definiert und die betroffenen Eigentümer*innen zum Flächenpooling eingeladen. 

Die jüngste Anpassung des Regionalplans verkleinerte das Vorranggebiet nachträglich, um einen Abstand von 

300 m zum Sportplatz Letzau einzuhalten. Auch wenn in diesem Bereich der Fläche keine Windenergieanlage 

(WEA) gebaut werden darf, sollen die Eigentümer*innen trotzdem weiterhin am Flächenpooling teilhaben 

können – so die Entscheidung des Stadtplanungsamts aus Gründen der Fairness. Die Biotopflächen wurden in 

den Pool aufgenommen, sodass die betroffenen Eigentümer*innen auch finanziell partizipieren können, auch 

wenn dort keine WEA errichtet werden darf. 

Der Flächenpool darf vom Windvorranggebiet der Regionalplanung abweichen. Dies liegt im Ermessen des 

Stadtplanungsamts. Dies ist rechtlich zulässig, da der Regionalplan nicht flächenscharf zu verstehen ist, sondern 

es eine konkrete Flächenbestimmung angepasst an den lokalen Gegebenheiten vor Ort erfordert. Wo konkret 

eine WEA im Vorranggebiet gebaut werden darf, ergibt sich aus der Prüfung und Genehmigung nach dem 

Bundesimmissionsschutzgesetz. Eine separate Kennzeichnung im Vertrag, welche Flächen zusätzlich zum 

Vorranggebiet in den Flächenpool aufgenommen wurden, wird nicht  vorgenommen, da die Verträge bereits an 

alle Eigentümer*innen  ausgegeben wurden. 

Frage Eigentümer*in: Wie viel Hektar umfasst die Fläche WEN 11? 

Antwort: ca. 45 Hektar inkl. der Biotope. 

Frage Eigentümer*in zu §5 Abs. 2: „Die Verpflichtung gilt auch für andere Grundstücke des Eigentümers im 

Umkreis von 500 m um die Grenzen des vertragsgegenständlichen Grundbesitzes“ – warum? 

Antwort: Es geht hierbei darum, die Windanströmung nicht zu behindern. D.h. es dürfen keine Belastungen 

außerhalb des eigentlichen Grundstücks entstehen, die den Betrieb einer WEA beeinträchtigen könnten. Konkret 

dürfen die Eigentümer*innen z.B. keinen anderen Windparkbetreibern Flächeninnerhalb dieses 500 m-

Umkreises zusichern, um dort weitere WEA zu errichten. Es ist unwahrscheinlich, dass dieser Paragraph zum 

Tragen kommt, da WEA außerhalb von Vorrangflächen schwer möglich sind und auch weitere Bauprojekte wie 

z.B. Hochhäuser hier eher nicht entwickelt werden. 

Frage Eigentümer*in zu §4 Abs. 8: Die dingliche Sicherung ist befristet auf 38 Jahre – ist das nicht etwas zu 

lange, wenn die Vertragslaufzeit bei 30 Jahren liegt? 

Antwort: Diese Diskrepanz hat einen rechtlichen Grund. Ein Nutzungsvertrag kann rechtssicher nur für 30 Jahre 

abgeschlossen werden (§544 BGB). Dieser Nutzungsvertrag ist verlängerbar, wenn beide Vertragsparteien 

einverstanden sind und sich entschließen, eine WEA noch länger als die Regelbetriebszeit zu betreiben (nach 

erfolgreichem Gutachten). Im Grundbuch ist das anders – eine eingetragene Befristung im Grundbuch ist nicht 

verlängerbar. Wenn dieses Recht im Grundbuch mit dem Auslaufen der Frist erlischt, geht dieses Recht verloren 

und ein Weiterbetrieb der WEA wird unmöglich, auch wenn beide Vertragsparteien einverstanden wären. Diese 

lange Frist im Grundbuch sichert die Option, die Laufzeit einer WEA zu verlängern. 

Frage Eigentümer*in: WEN 11 besteht zu ca. 95 % aus Wald. Gibt es eine Verpflichtung, dass 

Waldersatzmaßnahmen vom Betreiber durchgeführt werden müssen? 
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Antwort: Das ergibt sich im Rahmen des Genehmigungsverfahrens, wenn Ausgleichsersatzmaßnahmen 

angeordnet werden, die umgesetzt werden müssen. Dies ist im Gestattungsvertrag nicht enthalten, sodass 

direkt im Planungsgebiets keine Maßnahmen durchgeführt werden. 

Frage Eigentümer*in an Frau Dr. Prechtl persönlich gerichtet: Wie viele Referenzen zu Windenergieprojekten 

können Sie vorgelegen? Können Namen von anderen Kommunen genannt werden? Können nicht konkretere 

Wirtschaftszahlen für das Projekt in Weiden genannt werden, um nicht die Katze im Sack zu kaufen? 

Antwort: Die Referenzliste von Fr. Dr. Prechtl umfasst einige hundert Fälle dieser Art. Konkrete Beispiele von 

Kommunen dürfen aus Datenschutzgründen nicht genannt werden, es besteht eine Verpflichtung zur 

Verschwiegenheit, außer es wird vorher eine Einwilligung der Mandanten eingeholt. Das Rechenbeispiel zur 

Wirtschaftlichkeit im Vertrag wurde von Windexperten des etz Nordoberpfalz realitätsnah verfasst. Die 

Berechnung soll zur groben Orientierung dienen und die Berechnung des Erlöses rein rechnerisch 

nachvollziehbar machen (also welche Faktoren hier konkret eine Rolle spielen). Konkrete Erlöse zu versprechen 

bzw. im Vertrag fest anzugeben, die nicht gehalten werden können, wäre unseriös. Großen Einfluss haben zum 

einen die Anzahl der WEA und deren zulässige Bauhöhe. Es ist nicht bekannt, auf welchen Flächen eine WEA 

stehen könnte, da noch nicht bekannt ist, welche Eigentümer*innen am Flächenpooling teilhaben wollen, daher 

sind belastbare Planungen derzeit nicht möglich. Zum anderen hat die EEG-Vergütung großen Einfluss auf die 

Höhe des Erlöses, die sich immer dynamisch ergibt, je nach Angebot bzw. Ausschreibungsvolumen der 

Bundesregierung (hier können z.B. separate Kontingente für Süddeutschland politisch noch beschlossen werden) 

und Nachfrage der Projektierer, die Windparks bauen möchten. Vertraglich zugesichert werden kann daher nur 

der Anteil in % am Stromerlös, abgesichert durch einen Mindestbetrag und eben  keine konkreten Zahlen 

aufgrund der genannten Variablen, die noch unbesetzt sind. Zusätzlich wird in § 8 Abs. 5 zugesichert, dass die 

Betreiberin nach dem ersten vollen Betriebsjahr überprüft, ob eine Erhöhung des Anteils am Stromerlös und des 

Mindestbetrages wirtschaftlich möglich ist.  


